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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den ig. Februar 1970 

Der Bundeskanzler 

III/l - 68070 - E - Ei 8/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften 
gemäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Ergänzung der Verordnung 
Nr. 175/67/EWG in bezug auf die Grundregeln für die 
vorherige Festsetzung der Erstattungen hei der Ausfuhr auf 
dem Eiersektor. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Januar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommisions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Drude: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Ergänzung der Verordnung Nr. 175/67/EWG in bezug auf 
die Grundregeln für die vorherige Festsetzung der Erstattungen 
bei der Ausfuhr auf dem Eiersektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 122/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Eier 1 ), zuletzt geändert durch 
die Verordnung (EWG) Nr. . . 770 2 ), insbesondere 
auf Artikel 9 Absatz 2 Unterabsatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. . . 770 des Rates 

vom 1970 zur Ergänzung der Verordnung 

Nr. 122/67/EWG in bezug auf die vorherige Fest- 
setzung der Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem 
Eiersektor ist die Möglichkeit geschaffen worden, 
die Erstattungen bei der Ausfuhr im voraus festzu- 
setzen. 

Es ist daher angebracht, die Verordnung Nr. 175/ 
67/EWG des Rates vom 27. Juni 1967 über die 
Grundregeln für die Gewährung von Erstattungen 
bei der Ausfuhr von Eiern und über die Kriterien 
für die Festsetzung des Erstattungsbetrages 3 ) um 
die Grundregeln für die vorherige Festsetzung der 
Erstattungen bei der Ausfuhr zu ergänzen. 

Da die vorherige Festsetzung der Erstattungen 
nur in bestimmten Fällen erforderlich ist, empfiehlt 
es sich, über ihre jeweilige Zulassung nach dem 
Verfahren des Artikels 17 der Verordnung Nr. 122/ 
67/EWG zu beschließen. 

Die Möglichkeit vorheriger Festsetzung der Er- 
stattungen erfordert Maßnahmen, die in jedem ein- 
zelnen Fall die Durchführung der Ausfuhr entspre- 
chend dem gestellten Antrag gewährleisten. Zu 
diesem Zweck erscheint es angebracht, jedem An- 
tragsteller eine Bescheinigung zu erteilen, die die 
Durchführung der Ausfuhr innerhalb eines bestimm- 
ten Zeitraums vorsieht. . 

Um die Möglichkeit von Mißbräuchen zu ver- 
meiden, ist es zweckmäßig, die Erteilung der Be- 
scheinigung von der Hinterlegung einer Kaution 
abhängig zu machen, welche verfällt, wenn die Aus- 
fuhr nicht während der Gültigkeitsdauer dieser Be- 
scheinigung erfolgt — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Artikel 5 der Verordnung Nr. 175/67/EWG erhält 
folgende Fassung: 

„Artikel 5 

1. Die Liste der Erzeugnisse, für welche eine Er- 
stattung bei der Ausfuhr gewährt wird, und der 
Betrag dieser Erstattung werden mindestens alle 
drei Monate neu festgesetzt. 

2. Anzuwenden ist die am Tage der Ausfuhr gel- 
tende Erstattung. 

3. Es kann jedoch beschlossen werden, daß die 
Erstattung auf Antrag im voraus festgesetzt wird. 
In diesem Fall wird die am Tage der Vorlage des 
Antrags auf Erteilung der in Artikel 5 a vorgesehe- 
nen Bescheinigung gültige Erstattung auf eine Aus- 
fuhr angewandt, die während der Gültigkeitsdauer 
dieser Bescheinigung durchzuführen ist." 

Artikel 2 

In die Verordnung Nr. 175/67/EWG wird folgen- 
der Artikel 5 a eingefügt: 

„Artikel 5 a 

1. Die Erstattung gemäß der in Artikel 5 Absatz 3 
vorgesehenen Vorausfestsetzung wird auf Vorlage 
einer Vorausfestsetzungsbescheinigung gewährt, die 
die Mitgliedstaaten jedem Antragsteller ausstellen, 
und zwar unabhängig von dem Ort seiner Nieder- 
lassung in der Gemeinschaft. 

Die Vorausfestsetzungsbescheinigungen sind für 
Ausfuhren aus der Gemeinschaft von einem Zeit- 
punkt ab, den der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion nach dem in Artikel 43 Absatz 2 des Vertrages 
vorgesehenen Abstimmungsverfahren festlegt, spä- 
testens jedoch ab 1. Juli 1970, gültig. Bis zu diesem 
Zeitpunkt gelten die genannten Bescheinigungen 
nur für Ausfuhren aus dem Mitgliedstaat, der sie 
ausgestellt hat. 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967, S. 2293/67 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
vom . . . 1970, S. . . . 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 130 
vom 28. Juni 1967, S. 2610/67 
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2. Voraussetzung für die Erteilung der Vorausfest- 
setzungsbescheinigungen ist die Hinterlegung einer 
Kaution, durch die sichergestellt wird, daß die Aus- 
fuhr während der Gültigkeitsdauer der Bescheini- 
gung durchgeführt wird, und die ganz oder teilweise 
verfällt, wenn die Ausfuhr innerhalb dieser Frist 
nicht oder nur teilweise durchgeführt wird.“ 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Der dem Rat zur Zeit vorliegende Vorschlag einer 
Verordnung (Dok. R 134/70 (Agri 40) - Verfahren 
der Artikel 42 und 43) ergänzt die gemeinsame 
Marktorganisation für Eier in bezug auf die vor- 
herige Festsetzung der Erstattungen bei der Aus- 
fuhr. 

Dieser Vorschlag sieht den Erlaß der Grundregeln 
über die Gewährung und vorherige Festsetzung der 
Erstattungen bei der Ausfuhr sowie die Kriterien 
für die Festsetzung des Erstattungsbetrages nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikel 43 Abs. 2 
vor. 

Die derzeitigen Grundregeln für die Erstattungen 
auf dem Eiersektor sind vom Rat am 27. Juni 1967 


; erlassen worden (Verordnung Nr. 175/67/EWG); sie 
| sind hinsichtlich der Möglichkeit vorheriger Fest- 
| Setzung der Erstattung, der Schaffung einer Voraus- 
! festsetzungsbescheinigung und dem Erfordernis 
i einer Kaution zu ergänzen. 

| Diese Änderungen der Verordnung Nr. 175/67/EWG 
| sind Gegenstand des beiliegenden Vorschlags. Es 
i erschien angebracht, diesen Vorschlag vorzulegen, 
i ohne den Erlaß der im Dok. R 134/70 (Agri 40) vorge- 
schlagenen Verordnung abzuwarten, um dem Rat 
Gelegenheit zu geben, die zwei gleichartigen Vor- 
schläge gleichzeitig zu prüfen, und um die Möglich- 
keit baldmöglicher Anwendung der vorgeschlagenen 
Texte auszuschöpfen. 
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